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Der demografi sche Wandel hat erheblichen Ein-
fl uss auf die (langfristige) Finanzierbarkeit von 

Alterssicherungssystemen. Dabei führt das Zusam-
menspiel der drei wesentlichen Bestimmungsfaktoren 
– Geburtenrate, Lebenserwartung und Migration – in 
Deutschland zu einer deutlichen Schrumpfung und 
Alterung der Bevölkerung. Diese Entwicklung hat da-
zu geführt, dass die Nachhaltigkeit in der Finanzierung 
der gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) ohne tief-
greifende Reformen nicht mehr gegeben war. Der Ge-
setzgeber hat folglich reagiert und etwa seit der Jahr-
tausendwende mehrere Maßnahmen eingeleitet, die 
das umlagefi nanzierte Rentensystem entsprechend 
umgestalten. Dazu gehören vor allem das RV-Nach-
haltigkeitsgesetz mit dem Nachhaltigkeitsfaktor und 
das RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz mit der so 
genannten Rente mit 67.

Reformen sind aber nicht nur im Rahmen der Ge-
setzlichen Rentenversicherung von existenzieller Be-
deutung für die Stabilität des Systems, sondern auch 
in Systemen wie der Beamtenversorgung und der 
nicht versicherungsförmigen Direktzusage im Rah-
men der betrieblichen Altersversorgung erforderlich.

Der vorliegende Beitrag befasst sich auf Basis ei-
nes knappen Überblicks über die Bevölkerungsent-
wicklung in Deutschland und den Reformprozess der 
Gesetzlichen Rentenversicherung mit notwendigen 
Anpassungen im Bereich der betrieblichen Altersver-

sorgung. Dabei steht die Frage im Vordergrund, ob 
eine wirkungsgleiche Übertragung der „demografi e-
getriebenen“ Maßnahmen von der Gesetzlichen Ren-
tenversicherung auf die betriebliche Altersversorgung 
geboten ist. Grundsätzlich ist eine Berücksichtigung 
der zunehmenden Lebenserwartung innerhalb von 
Alterssicherungssystemen sachgerecht, da sie di-
rekten Einfl uss auf die Rentenbezugszeiten hat und 
damit den Barwert der Rentenleistungen unmittelbar 
erhöht. In einem umlagefi nanzierten System führen 
derart veränderte Rahmenbedingungen dazu, dass 
nachfolgende Generationen von Erwerbstätigen mit 
steigenden Beiträgen belastet, die Rentnerkohorten 
hingegen in Relation zu ihren eigenen Einzahlungszei-
ten besser gestellt werden.

Da von Unternehmen unmittelbar zugesagte Be-
triebsrenten auch von der aktuellen Belegschaft 
erwirtschaftet werden, gilt hier ein vergleichbarer 
Sachzusammenhang. Folgerichtig müssten den Un-
ternehmen entsprechende Handlungsspielräume 
im Rahmen der von ihnen erteilten innenfi nanzierten 
Leistungszusagen im Hinblick auf die stetig steigende 
Lebenserwartung ihrer Mitarbeiter zugebilligt werden. 
Wie später zu zeigen sein wird, gilt dies insbesonde-
re für die Versorgungszusagen gegenüber Führungs-
kräften. 

Die gesetzliche Rentenversicherung 
im demografi schen Wandel

Die Gesetzliche Rentenversicherung ist seit einigen 
Jahren einem ständig wachsenden demografi schen 
Druck ausgesetzt. Dieser basiert im Wesentlichen 
auf der 1957 eingeführten Finanzierung der Renten 
im Rahmen des Umlageverfahrens. Grundlegendes 
Merkmal dieses Finanzierungsverfahrens ist die direk-
te Verwendung der Beitragseinnahmen einer Periode 
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zur Bedienung der laufenden Renten. Die Transferzah-
lungen an die nicht mehr erwerbstätige Rentnergene-
ration werden somit von den gegenwärtig Erwerbstä-
tigen fi nanziert. 

Ein solches System funktioniert aber nur solange, 
wie die relative Anzahl von Beitragszahlern und Ren-
tenempfängern auch ein angemessenes Verhältnis 
von Zahllast auf der einen Seite und Versorgungs-
leistung auf der anderen ermöglicht. Dieser Zusam-
menhang verdeutlicht die Demografi eabhängigkeit 
des Umlageverfahrens und gibt einen Hinweis darauf, 
dass bei sich ändernden soziodemografi schen Rah-
menbedingungen auch eine Überprüfung der Finan-
zierungsstruktur erfolgen muss. 

Grundlagen der demografi schen Entwicklung

Die wichtigsten Bestimmungsfaktoren für die Ent-
wicklung einer Bevölkerung sind Gesamtfertilitätsra-
te, Lebenserwartung und Wanderungsbewegungen. 
Das Zusammenwirken dieser drei Elemente wird in 
Deutschland dazu führen, dass die Bevölkerungszahl 
bis zum Jahr 2050 (und darüber hinaus) zurückgehen 
wird. Im gleichen Zeitraum verschiebt sich die Alters-
struktur, was sich im so genannten Altenquotienten 
widerspiegelt. Dieser gibt an, wie viele Menschen im 
Rentenalter auf 100 Menschen im Erwerbsalter kom-
men und liefert damit wertvolle Informationen über die 
künftige Finanzierungsstabilität des Umlageverfah-
rens.1

Insgesamt stellt sich die Bevölkerungsentwicklung 
bis 2050 voraussichtlich wie in Abbildung 1 gezeigt 
dar. Zum einen wird die Gesamtzahl der Deutschen 
von heute gut 82 Mio. um etwa 7% auf dann noch 
etwa 76 Mio. schrumpfen, zum anderen verschiebt 
sich die Altersstruktur derart, dass der Altenquotient 
– gemessen als die Gruppe der über 64-Jährigen im 
Verhältnis zu den Personen im Alter von 20-64 Jahren 
– von derzeit gut 33 auf fast 60 steigt.2

Für den starken Anstieg des Altenquotienten ist ins-
besondere die gestiegene und weiter steigende Le-
benserwartung maßgeblich.3 Da der Altenquotient ein 

1 Die Abgrenzung für das „Rentenalter“ bzw. „Erwerbsalter“ ist im 
Einzelfall festzulegen. 

2 Die Berechnungen basieren auf den Annahmen der Variante 1_W2 
der 11. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung, vgl. Statisti-
sches Bundesamt: 11. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung 
– Annahmen und Ergebnisse, Wiesbaden 2006.

3 Vgl. für eine detaillierte Wirkungsanalyse der einzelnen Bestim-
mungsfaktoren auf die Bevölkerungsentwicklung O. E h re n t r a u t , 
M. H e i d l e r : Demografi sches Risiko für die Staatsfi nanzen? Koor-
dinierte Bevölkerungsvorausberechnungen im Vergleich, in: Sozialer 
Fortschritt, 57 (9), 2008, S. 231-241.

guter Indikator für die Entwicklung des Rentnerquoti-
enten, also des Verhältnisses von tatsächlichen Rent-
nern zu tatsächlichen Beitragszahlern, im Sinne der 
„Rentenformel“ ist, zeigt die Entwicklung, dass durch 
die Alterung der Gesellschaft ein enormer Finanzie-
rungsdruck für die umlagefi nanzierten Sozialsysteme 
und vor allem die Rentenversicherung entsteht. Als 
Reaktion auf den absehbaren demografi schen Wan-
del wurden daher in den vergangenen Jahren weitrei-
chende Reformen der Gesetzlichen Rentenversiche-
rung angestoßen und umgesetzt.

Der Reformprozess 
der Gesetzlichen Rentenversicherung

Der Reformprozess der Gesetzlichen Rentenver-
sicherung ist von fortwährenden Veränderungen ge-
prägt. Einen wesentlichen Wendepunkt in der Ent-
wicklung der Gesetzlichen Rentenversicherung mar-
kiert dabei die große Rentenreform 1957, mit der der 
Bundestag den schrittweisen Ausstieg aus der Kapi-
taldeckung und den Einstieg in das Umlageverfahren 
beschloss. Seit 1968/69 ist die Gesetzliche Renten-
versicherung vollständig umlagefi nanziert.4 

Weitere Meilensteine im Reformprozess der Ge-
setzlichen Rentenversicherung sind die Reform 1972 
(unter anderem Ausweitung des Versichertenkreises 

4 Vgl. Verband Deutscher Rentenversicherungsträger:  Rentenversi-
cherung in Zeitreihen, DRV-Schriften, Band 22, Frankfurt a.M. 2004. 
Einen Überblick über die Finanzierungsverfahren in der Geschichte 
der gesetzlichen Rentenversicherung liefert R. M ö r s c h e l :  Die Fi-
nanzierungsverfahren in der Geschichte der gesetzlichen Rentenver-
sicherung, in: Deutsche Rentenversicherung, 9-10/1990, S. 619-661.

Abbildung 1
Bevölkerungsentwicklung in Deutschland 

1990-2050
(Gesamtbevölkerung in Mio.1, Altenquotient in %2)

1 Linke Skala. 2 Rechte Skala.

Q u e l l e : Eigene Berechnungen, bis 2007 Statistisches Bundesamt.
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durch Öffnung der Gesetzlichen Rentenversicherung 
für weitere Personenkreise, Einführung der Altersrente 
für langjährige Versicherte, fl exible Altersgrenze) und 
das Rentenreformgesetz von 1992 (unter anderem 
Umstellung von der Bruttolohn- auf die Nettolohnan-
passung, Anhebung der vorgezogenen Altersgrenzen 
bei gleichzeitiger Flexibilisierung und Einführung ver-
sicherungsmathematischer Rentenabschläge, Kop-
pelung des Bundeszuschusses an die Beitragssatz-
entwicklung). Erst mit der so genannten Riesterreform 
wurde allerdings eine Flankierung des Umlageverfah-
rens mit kapitalgedeckten Bestandteilen beschlos-
sen. Die wesentlichsten Änderungen ergeben sich 
aus dem Altersvermögensgesetz (AVmG) und dem 
Altersvermögensergänzungsgesetz (AVmEG). Danach 
folgten das RV-Nachhaltigkeitsgesetz mit der Einfüh-
rung des Nachhaltigkeitsfaktors, die Einführung der 
nachgelagerten Besteuerung der Renten durch das 
Alterseinkünftegesetz sowie schließlich im Frühjahr 
2007 die schrittweise Anhebung der Regelaltersgren-
zen und der so genannte Nachholfaktor (modifi zierte 
Schutzklausel) durch das RV-Altersgrenzenanpas-
sungsgesetz.

Die hier aufgeführten Rentenreformen bedeuten 
eine sachgerechte Reaktion der Politik auf die demo-
grafi schen Veränderungen und dienen im Wesentli-
chen dem Ziel einer Beitragssatzstabilisierung.5 Der 
Beitragssatz soll nach dem Willen des Gesetzgebers 
von derzeit 19,9% des Bruttoeinkommens auf nicht 
mehr als 20% im Jahr 2020 und nicht mehr als 22% 
im Jahr 2030 steigen. Die Maßnahmen verursachen 
damit aufgrund der Funktionslogik des Umlageverfah-
rens zwangsläufi g Leistungseinschnitte auf der Aus-
gabenseite der Rentenversicherung. Insgesamt ergibt 
sich dadurch für die Gesetzliche Rentenversicherung 
eine Abkehr von einer primär rentenniveauorientierten 
Politik hin zu einem beitragssatzorientierten System.

Historische Entwicklung 
des Betriebsrentengesetzes

Um die Frage der Übertragbarkeit der Reformen aus 
dem gesetzlichen Alterssicherungssystem auf die Un-
ternehmensebene zu beantworten, ist zunächst eine 
kurze Einführung in die Grundlagen der betrieblichen 

5 Die am 7.4.2008 von der Bundesregierung beschlossene Ausset-
zung des Riester-Faktors für zwei Jahre ist als diskretionärer Eingriff 
der Politik in den systemimmanenten Rentenanpassungsmechanis-
mus hingegen kritisch zu betrachten. Im Sinne der „dynamischen 
Rente“ partizipieren Rentner an der Entwicklung des verfügbaren 
Einkommens der Erwerbstätigen. Sofern letztere aufgrund einer gu-
ten konjunkturellen Entwicklung Einkommenszuwächse verzeichnen, 
wirken sich diese – mit einjähriger Verzögerung – automatisch renten-
steigernd aus. Der aktuelle Beschluss ist damit genauso überfl üssig 
wie sachlich falsch und lässt sich nur mit wahltaktischen Motiven be-
gründen.

Altersversorgung notwendig. Dabei steht insbesonde-
re das System der leistungsorientierten Direkt- oder 
Pensionszusagen im Vordergrund, da durch die stei-
gende Lebenserwartung auch hier erhebliche fi nanzi-
elle Belastungen für die zusagenden Arbeitgeber ent-
stehen können.

Bis zum 18. Dezember 1974 bestand die betriebli-
che Altersversorgung lediglich aus steuerrechtlichen 
Vorschriften, arbeitsrechtliche Vorschriften spielten 
keine Rolle. Die arbeitsrechtliche Sicht beginnt mit der 
Verkündung des Gesetzes zur Verbesserung der be-
trieblichen Altersversorgung am 19. Dezember 1974. 
Vor diesem Zeitpunkt war der Freiraum des Arbeitge-
bers, über die erteilten Zusagen zu entscheiden, groß 
und reichte im Grunde bis hin zum Widerruf. Es gab 
weder klare Unverfallbarkeitsfristen, noch war die Frist 
zur Anpassung laufender Rentenleistungen normiert. 
Der Arbeitgeber konnte jederzeit das gesamte Versor-
gungswerk einstellen und dem Arbeitnehmer damit 
die betriebliche Altersversorgung entziehen. In der Zeit 
ab 1974 hat insbesondere die in § 16 des Gesetzes 
zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung, 
dem heutigen Betriebsrentengesetz (BetrAVG), nor-
mierte Verpfl ichtung zur Überprüfung der laufenden 
Leistungen den Arbeitgebern aufgrund des daraus re-
sultierenden, schwer überschaubaren fi nanziellen Auf-
wands ab Rentenbeginn eine problematische Kalku-
lierbarkeit der erteilten Versorgungszusagen beschert. 

Die Versorgungszusage – der Verpfl ichtungstatbe-
stand für die Gewährung betrieblicher Versorgungs-
leistungen – wurde in der Regel in der Form erteilt, 
dass der Schwerpunkt auf die Versorgungsleistung, 
die der Arbeitnehmer bei Eintritt in den Ruhestand 
erhalten sollte, vom versorgungsfähigen Einkommen 
sowie der versorgungsfähigen Dienstzeit abhängig ge-
macht wurde. Im Rahmen so genannter endgehaltsbe-
zogener Leistungszusagen erhielt danach der Arbeit-
nehmer z.B. für jedes versorgungsfähige Dienstjahr 
im Unternehmen einen festgesetzten Prozentsatz des 
ruhegeldfähigen Einkommens, welches er unmittelbar 
vor Eintritt in den Ruhestand bezogen hatte.

Das BetrAVG galt bis 1999 über 25 Jahre unverän-
dert. Ab dem Jahr 1999 hat sich die Welt der Versor-
gungszusagen aber durch diverse Maßnahmen des 
Gesetzgebers geändert. Allein im arbeitsrechtlichen 
Bereich sind insbesondere folgende Novellierungen zu 
nennen:

Das erste Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur • 
Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung 
vom 21.12.2000,
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Artikel 9 des Altersvermögensgesetzes vom • 
26.6.2001,

Artikel 8 des Alterseinkünftegesetzes vom 5.7.2004,• 

das zweite Gesetz zur Änderung des Betriebsrenten-• 
gesetzes und anderer Gesetze vom 2.12.2006,

das dritte Gesetz zur Änderung des Betriebsrenten-• 
gesetzes vom 10.12.2007.

Mit der durch das Altersvermögensgesetz in § 1 Ab-
satz 2 Satz 1 BetrAVG kodifi zierten beitragsorientierten 
Leistungszusage wird die ursprünglich vorherrschen-
de Form der Leistungszusage verdrängt. Ein bestimm-
ter Beitragsaufwand wird vom Arbeitgeber für die Ver-
sorgungszusage festgelegt, den er zur Finanzierung 
der Versorgung während der Anwartschaftsphase zur 
Verfügung stellen will. Aus diesem Beitrag wird nach 
versicherungsmathematischen Grundsätzen, das 
heißt unter anderem einem festen Rechnungszins, so-
wie unter Berücksichtigung der verschiedenen Wahr-
scheinlichkeiten (Tod, Invalidität, Verheiratung) und 
gegebenenfalls des Langlebigkeitsrisikos die Leistung 
hergeleitet. Aufgrund der darüber hinaus für den Ar-
beitgeber vorteilhafteren Ausgestaltung der Unverfall-
barkeitsregeln wird die „beitragsorientierte Leistungs-
zusage“ die „normale Leistungszusage“ in Zukunft 
vollständig verdrängen. Neuzusagen, die seit dem 
Jahr 1999 erteilt werden, gestatten dem Arbeitgeber 
darüber hinaus, sich von Anpassungsverpfl ichtungen 
des § 16 Absatz 1 BetrAVG zu befreien. Möglich wird 
dies durch die vertragliche Zusicherung, die laufen-
den Leistungen gemäß § 16 Absatz 3 Satz 1 BetrAVG 
jährlich um 1% – unabhängig von der wirtschaftlichen 
Lage des Unternehmens – anzupassen und damit im 
Bereich der Neuzusagen eine bessere Kalkulierbarkeit 
der steigenden Kosten ab Rentenbeginn zu erreichen.

Die im Betriebsrentengesetz formulierte Anpas-
sungsprüfungspfl icht gemäß § 16 Absatz 1 und 2 
 BetrAVG für vor dem 1.1.1999 erteilten Leistungszu-
sagen führt aber dazu, dass Unternehmen spätestens 
alle drei Jahre die Renten prüfen und nach der Ent-
wicklung des Verbraucherpreisindex (VPI), höchstens 
jedoch nach der Nettolohnentwicklung vergleichbarer 
Arbeitnehmer anpassen müssen, wodurch zusätzliche 
wirtschaftliche Belastungen – auch nach der aktiven 
Dienstzeit der jeweiligen Berechtigten – für das Unter-
nehmen entstehen. Eine verlässliche Kalkulation der 
insgesamt zugesagten Arbeitgeberleistung wird damit 
im Bereich dieser Altzusagen erschwert, wenn nicht 
unmöglich, da für sie der Anpassungsmodus gemäß 
§ 16 Absatz 3 Satz 1 BetrAVG nicht zur Anwendung 
kommen kann. 

Zusammenhang zwischen 
Einkommen und Lebenserwartung

In der Vergangenheit war der Arbeitgeber auf die 
Periodentafeln (z.B. Heubeck-Fischer 1949, Heubeck 
1983 und 1998) angewiesen. Die Rechnungsgrundla-
gen ab 1983 berücksichtigten die biometrischen Wahr-
scheinlichkeiten in den davorliegenden Jahren und 
versuchten, die Veränderungstendenz in die Zukunft 
zu projizieren, insbesondere die Verlängerung der Le-
benserwartung. Übertraf die Prognose die gestiegene 
Lebenserwartung, wurden neue Tafeln veröffentlicht. 
Mit jeder durch die gestiegene Lebenserwartung erfor-
derlich werdenden Änderung der Richttafeln ergaben 
sich teilweise erhebliche „Bewertungssprünge“ bei 
unveränderten Zusagen und ansonsten unveränder-
ter Bewertungsmethodik. Mit der 2005 erschienenen 
„Generationentafel 2005 G“ von Heubeck – sie erfasst 
die Wahrscheinlichkeit in Abhängigkeit vom jeweiligen 
Geburtsjahr – wird nunmehr die künftige Entwicklung 
der Lebenserwartung geburtsjahrspezifi sch mit einbe-
zogen. Damit ist ein realitätsnahes Modell zur Bestim-
mung der Barwerte der Versorgungsleistungen auch 
für die steuerliche und handelsrechtliche Bewertung 
von Betriebsrenten gefunden worden. Die einzelnen 
Wahrscheinlichkeiten (auch die Sterbe- und Verhei-
ratungswahrscheinlichkeit) der Gruppen Arbeiter und 
Angestellte fi nden gleichgewichtig Berücksichtigung.

Empirisch lässt sich jedoch ein eindeutiger Zusam-
menhang zwischen Einkommen und Lebenserwartung 
nachweisen. So zeigt Reil-Held, dass die Lebenser-
wartung von Frauen (Männern), die im obersten Quartil 
der Einkommensverteilung liegen, um vier (sechs) Jah-
re höher liegt als diejenige von Menschen aus dem un-
tersten Einkommensquartil.6 Ohne explizit auf die Ur-
sachen für den somit belegten Vorsprung an Lebens-
erwartung einzugehen ist damit festzuhalten, dass 
Rentner mit einer zusätzlich zur Sozialversicherung 
gewährten Betriebsrente mit einer höheren Lebens-
erwartung rechnen dürfen als der Personenkreis, der 
keine zusätzliche Betriebsrente erhält. Die verwende-
ten Sterbewahrscheinlichkeiten wären in diesem Fall 
für einen derartigen Bestand zu hoch angesetzt, die 
Rückstellungen entsprechend zu niedrig. 

6 Die Werte gelten für verheiratete Personen, die eine mittlere Zufrie-
denheit mit ihrem Gesundheitszustand angaben und über eine ab-
geschlossene Berufsausbildung verfügen. Vgl. A. R e i l - H e l d :  Ein-
kommen und Sterblichkeit in Deutschland: Leben Reiche länger?, in: 
Beiträge zur angewandten Wirtschaftsforschung, Nr. 580, Universität 
Mannheim, 2000. Diese Ergebnisse bestätigen auch H.-M. G a u d e -
c k e r  , R. D. S c h o l z : Lifetime earnings and life expectancy, MPIDR 
Working Paper, Nr. 8, Max Planck Institute for Demographic Research, 
Rostock 2006.
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Für größere Versorgungsbestände kann es somit 
sinnvoll sein, zu untersuchen, inwieweit die Sterblich-
keit der (früheren) Belegschaft mit den Prämissen in 
den Heubeck-Tabellen übereinstimmen, da es nicht 
unwahrscheinlich ist, dass die Rückstellungen zu 
niedrig sind. Mit der zwischen 2012 und 2029 erfol-
genden Anhebung der Regelaltersgrenze in der ge-
setzlichen Rentenversicherung auf 67 Jahre wird für 
die im Erwerbsleben stehenden Personen der gestie-
genen Lebenserwartung bereits Rechnung getragen. 
Für den derzeitigen Rentnerbestand mit betrieblichen 
Versorgungszusagen, der auch in den Genuss der län-
geren Lebenserwartung kommt, greifen die aufgezeig-
ten Änderungen des Betriebsrentengesetzes (nach 
Einführung der beitragsorientierten Leistungszusage, 
Garantieanpassung in Höhe von 1%, Regelalters-
grenze 67), die das betriebliche Versorgungssystem 
bestands- und krisensicher machen sollen, allerdings 
nicht. Aus dem Gedanken der Generationengerech-
tigkeit ist es aber angebracht, diesen Personenkreis 
durch geeignete Maßnahmen ebenfalls in die Aufgabe 
der Bestandsabsicherung einzubinden.

Demografi scher Wandel auf 
Unternehmensebene

Wenn die Gesamtbevölkerung altert und sich die 
Anteile der einzelnen Altersgruppen an der Bevölke-
rung entsprechend verschieben, bleibt dies auch für 
Unternehmen nicht folgenlos. Einerseits kommt es 
in den nächsten Jahrzehnten durch die zahlenmä-
ßig schwächer besetzten Geburtsjahrgänge seit den 
1970er Jahren zu einem Rückgang der Erwerbsperso-
nen, andererseits wirkt sich die Zunahme der Lebens-
erwartung auch in der betrieblichen Altersversorgung 
auf den aktuellen Rentnerbestand aus.

Abbildung 2 veranschaulicht die Verschiebungen 
in der Altersstruktur der Deutschen im Zeitraum 2005 
bis 2035. Es zeigt sich, dass die Babyboomer-Gene-
ration (Geburtsjahrgänge von ca. 1955-1970) in diesen 
dreißig Jahren fast vollständig von der Erwerbsphase 
in den Ruhestand wechseln, während gleichzeitig die 
Kohortenstärke der nachwachsenden Generationen 
deutlich zurückgeht. So markieren die gestreiften Be-
reiche einen altersspezifi schen Personenüberhang im 
Jahr 2005, während die gepunkteten Bereiche zeigen, 
welche Kohorten 2035 stärker besetzt sind als 2005.

Das „Arbeitskräftepotenzial“ – also die Gruppe der 
15- bis 64-Jährigen – sinkt von aktuell ca. 55 Mio. 
auf nur noch etwa 46 Mio. Dabei steigt das Durch-
schnittsalter dieser Gruppe um etwa ein Jahr von 39,8 

auf 40,7 Jahre.7 Aufgrund der Alterung der Gesamt-
bevölkerung ist davon auszugehen, dass auch das 
Durchschnittsalter der tatsächlichen Erwerbsperso-
nen zunehmen wird und es damit zu Verschiebungen 
in der Altersstruktur von Unternehmen kommt.8 Vor 
diesem Hintergrund ist zu prüfen, ob die Grenzpro-
duktivitäten der Arbeitnehmer mit steigendem Alter 
abnehmen. In diesem Fall käme es zu einer Verringe-
rung des Ertragspotenzials im Unternehmen, was ne-
gative Folgen für die Finanzierung der Betriebsrenten 
haben würde.9

Derartige Veränderungen in der früheren und aktu-
ellen Mitarbeiterschaft lassen sich unter dem Begriff 
der soziodemografi schen Risiken10 subsumieren. 

7 Diese Daten beruhen auf eigenen Berechnungen auf Basis der 11. 
koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bun-
desamts, Variante 1_W2. Dabei handelt es sich um eine reine Betrach-
tung der absoluten Bevölkerungszahlen; Erwerbsquoten sind nicht 
berücksichtigt. Eine ausführliche Untersuchung des demografi schen 
Wandels auf die Erwerbsbevölkerung in Deutschland fi ndet sich bei 
O. E h re n t r a u t ,  S. F e t z e r : Die Bedeutung älterer Arbeitnehmer 
im Zuge der demografi schen Entwicklung, in: P. D a - C r u z , M. H o l z 
(Hrsg.): Demografi sche Entwicklung in der Betriebspraxis, Frankfurt 
2007, S. 23-35.

8 Vgl. A. B ö r s c h - S u p a n ,  C. B. W i l k e : Szenarien zur mittel- und 
langfristigen Entwicklung der Anzahl der Erwerbspersonen und der 
Erwerbstätigen in Deutschland, MEA Discussionpaper, Mannheimer 
Forschungsinstitut Ökonomie und Demographischer Wandel, 153-07, 
Mannheim 2007.

9 Vgl. J. Z i m m e r m a n n :  Wie demographiefest ist die betriebliche 
Altersvorsorge?, in: ifo Schnelldienst, 57 (18), 2004, S. 11-18.

10 Hierzu gehören neben dem Langlebigkeits- bzw. Sterblichkeitsrisi-
ko auch so genannte Änderungsrisiken, die sich auf die betriebliche 
Altersversorgung auswirken; so etwa Änderungen in den versiche-
rungsmathematischen Annahmen bezüglich der Gehaltsentwicklung, 
der Fluktuation im Unternehmen sowie der – durch die Personalpolitik 
beeinfl ussbaren – heutigen und zukünftigen Altersstruktur der Mitar-
beiter.

Q u e l l e : Eigene Berechnungen.

Abbildung 2
Altersstruktur der deutschen Bevölkerung 

2005 und 2035
(Personen im Erwerbsalter in 1000)

Alter
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Diese Risiken erschweren die korrekte Abschätzung 
zukünftiger Pensionsverpfl ichtungen erheblich. Dabei 
ist die steigende Lebenserwartung trotz stetig verbes-
serter Bevölkerungsmodelle nicht nur für die Gesamt-
bevölkerung Deutschlands kaum exakt prognostizier-
bar, sondern auch in Bezug auf die Belegschaft eines 
Unternehmens. Solange aber kein stabiles Bevölke-
rungsprognosemodell vorliegt und damit demografi -
sche Fehleinschätzungen nicht auszuschließen sind, 
ist es zwingend erforderlich, diese potenziellen Ver-
änderungen bei unternehmenspolitischen Entschei-
dungen zu berücksichtigen. Andernfalls besteht die 
Gefahr, dass Unternehmen mit zu geringen Pensions-
verpfl ichtungen kalkulieren.

Die soziodemografi schen Risiken umfassen neben 
der Lebenserwartung aber auch die künftigen Ge-
halts- und Rententrends auf Unternehmensebene. Im 
Idealfall sollten derartige Zusagen so gestaltet sein, 
dass alle Aufwendungen bereits während der aktiven 
Dienstzeit der Berechtigten anfallen. Dies wird zuneh-
mend bei der Neuausrichtung der betrieblichen Al-
tersversorgung praktiziert.

Reformmaßnahmen für die leistungsorientierte 
betrieblichen Altersversorgung 

Bisher wurde deutlich, dass bei Betriebsrentnern 
aufgrund der relativ zur Gesamtbevölkerung höhe-
ren Lebenserwartung zusätzlicher Anpassungsdruck 
für die Unternehmen entsteht. Der Gesetzgeber hat 
darauf reagiert und den Unternehmen mit dem § 16 
Absatz 3 Satz 1 BetrAVG eine jährliche 1%ige Anpas-
sung zur Kalkulationssicherheit für Rentner und Un-
ternehmen zugestanden. Für alle Altzusagen schreibt 
§ 16 Absatz 1 und 2 BetrAVG derzeit eine dreijährige 
Prüfung und Entscheidung nach billigem Ermessen 
vor; dabei sind „insbesondere“ die Belange des Ver-
sorgungsempfängers und die wirtschaftliche Lage 
des Arbeitgebers zu berücksichtigen. Daraus folgt, 
dass neben dem im Betriebsrentengesetz aufgeführ-
ten Anstieg des Verbraucherpreisindex oder der Net-
tolöhne vergleichbarer Arbeitnehmergruppen auch 
andere Kriterien berücksichtigt werden dürfen. 

Politisch wurde der Begriff des billigen Ermessens 
bewusst eingeführt, um eine Indexierung bzw. An-
passungsverpfl ichtung zu vermeiden. Der Begriff des 
billigen Ermessens hat die Funktion, eine umfassende 
Abwägung der Interessen des Arbeitgebers mit denen 
der Arbeitnehmer zu ermöglichen. Mit dem Wortlaut 
„insbesondere“ wird deutlich gemacht, dass der wirt-
schaftlichen Lage des Arbeitgebers bei dem Abwä-
gungsvorgang eine besondere Bedeutung zukommt; 

es dürfen aber sämtliche Interessen bei dem Abwä-
gungsvorgang berücksichtigt werden. Die Rentenan-
passung vergrößert die mit der gestiegenen Lebens-
erwartung verbundene Belastung für den Arbeitgeber 
erheblich. Da Lebenserwartung und Rentenanpas-
sung zusammenhängen, bedeutet eine Steigerung 
der Lebenserwartung eine Belastung des Arbeitge-
bers, die bei der Interessenabwägung im Rahmen des 
billigen Ermessens bei der Anpassung zu berücksich-
tigen ist.

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob – 
und falls ja wie – eine Berücksichtigung insbesondere 
der kontinuierlich ansteigenden Lebenserwartung im 
Rahmen von Direktzusagen geboten ist.11

Risikoteilung und Leistungsbegrenzungen

Die Anpassung an sich verändernde demografi -
sche Rahmenbedingungen kann innerhalb von umla-
gefi nanzierten Rentensystemen zunächst über zwei 
Wege realisiert werden: Entweder müssen die Bei-
tragszahlungen derart an die verlängerte Rentenbe-
zugsdauer angepasst werden, dass die ursprünglich 
geplante Rente über den längeren Zeitraum bezahlt 
werden kann, oder die Rentenleistungen sind so zu 
kürzen, dass der Barwert der zugesagten Renten un-
verändert bleibt. Der Nachhaltigkeitsfaktor berück-
sichtigt im Rahmen der Gesetzlichen Rentenversi-
cherung beide Möglichkeiten, indem er auf Verschie-
bungen in der Altersstruktur reagiert. Der Nachhal-
tigkeitsfaktor dämpft die Rentenleistung, sofern das 
Verhältnis von Rentenbeziehern zu Beitragszahlern 
steigt. Da aber nach dem Willen des Gesetzgebers 
nicht die volle Wirkung des Nachhaltigkeitsfaktors 
auf die Rentenleistung durchschlägt, sondern ledig-
lich 25%, muss gleichzeitig der Beitragssatz steigen, 
um die Finanzierung „wieder ins Gleichgewicht“ zu 
bringen. 

Es sei angemerkt, dass der Nachhaltigkeitsfaktor 
keine explizite Reaktion auf die steigende Lebenser-
wartung in der Vergangenheit darstellt, sondern ins-
gesamt deutlich umfassender und zukunftsgerich-
tet wirkt und daher auch nicht mit dem ehemaligen 
Blüm‘schen Demografi efaktor gleichzusetzen ist. 

11 Es sei angemerkt, dass hier lediglich eine ökonomische Sicht auf 
den Sachverhalt eingenommen wird und keine juristische Auseinan-
dersetzung mit der Anpassungsprüfungspfl icht erfolgen soll. Die Fra-
ge, ob etwaige demografi ebedingte Anpassungen rechtlich zulässig 
sind, kann hier nicht beantwortet werden. Vgl. hierzu S. G r ü n e k l e e , 
R. R e i c h e n b a c h :  Betriebliche Altersversorgung: Zeitgemäße Wei-
terentwicklung der Nettolohnobergrenze im Rahmen von § 16 Bet-
rAVG, in: Der Betrieb, Nr. 8, 2006, S. 446-451.
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Letzterer ist ein Langlebigkeitsfaktor und entspricht 
der später eingeführten Rente mit 67 fast zur Gänze.

Die bereits realisierte Zunahme der Lebenserwar-
tung kann über eine dritte Stellschraube berücksich-
tigt werden. Durch eine Anhebung des Rentenein-
trittsalters ist es möglich, die Beitragszeit zu ver-
längern und gleichzeitig die Rentenbezugsdauer zu 
begrenzen. Für den Versicherungsträger ist es dabei 
– entsprechende Abschlagsregelungen vorausge-
setzt – unerheblich, ob die Versicherten tatsächlich 
länger arbeiten oder aber bei einem vorgezogenen 
Renteneintritt die fälligen Abschläge auf ihre Rente 
in Kauf nehmen.12

In den kapitalgedeckten Systemen der Versiche-
rungswirtschaft wird eine ursprünglich nicht abseh-
bare und daher nicht einkalkulierte Verlängerung der 
Rentenbezugsdauer über die so genannte Nachre-
servierung ausgeglichen. Mit anderen Worten, eine 
steigende Lebenserwartung führt hier zu einer Re-
duktion der Überschussbeteiligung und geht damit 
letztlich zu Lasten des Begünstigten. Im Rahmen 
innenfi nanzierter Leistungszusagen, die vor dem 
1.1.1999 erteilt wurden, verbleibt das Risiko der 
steigenden Lebenserwartung hingegen vollständig 
beim Arbeitgeber, was zu einer erheblichen fi nan-
ziellen Nachschusspfl icht des zusagenden Unter-
nehmens führen kann. Da aber in Analogie zu den 
anderen Alterssicherungssystemen eine einseitige 
Begünstigung der Rentnergenerationen nicht im 
Sinne einer generationengerechten Ausge staltung 
ist, sollte hier ebenfalls über eine – idealerweise 
regelbasierte – Anpassung der Rentenentwicklung 
nachgedacht werden.13

Einführung eines biometrischen Faktors

Die Belastung des Unternehmens entsteht auf-
grund der auf Basis überholter biometrischer An-
nahmen berechneten Rückstellungen bei Zusage 

12 Im Fall der Rente mit 67 werden die gesetzlich festgesetzten Ab-
schläge in Höhe von 3,6% pro Jahr als versicherungsmathematisch 
fair angesehen. Bei einer höheren Lebenserwartung müssen die Ab-
schläge hingegen geringer ausfallen. Dies gilt beispielsweise für die 
Reform der Beamtenversorgung, vgl. T. N g u y e n ,  K. O s y g u s - A x t : 
Zur Angemessenheit der Versorgungsabschläge auf Beamtenpensio-
nen bei vorzeitiger Pensionierung, in: German Risk and Insurance Re-
view, Nr. 1, 2005, S. 203-234.

13 Zu regelbasierten Anpassungen an die steigende Lebenserwartung 
vgl. O. E h re n t r a u t ,  M. H e i d l e r : Zur nachhaltigen Finanzierung 
der GRV: Der Beitrag der Altersgrenzenanhebung im Rentenreform-
prozess, in: Perspektiven der Wirtschaftspolitik, 9 (4), 2008, erscheint 
demnächst; sowie A. B ö r s c h - S u p a n :  Über selbststabilisierende 
Rentensysteme, MEA Discussionpaper, Mannheimer Forschungsin-
stitut Ökonomie und Demographischer Wandel, 133-07, Mannheim 
2007.

der Pensionsverpfl ichtung. Diese sind im Falle einer 
steigenden Lebenserwartung zu gering und müssen 
nachträglich aufgestockt werden. Die Entwicklung 
der Lebenserwartung wurde unzureichend berück-
sichtigt, weil die Rechtsgrundlagen lediglich mit gro-
ßem Abstand aktualisiert werden. Die Rückstellungs-
bildung kann daher nur dann angepasst werden, 
wenn eine neue Sterbetafel verwendet wird.14

Um dem entgegenzuwirken, könnte beispielsweise 
ein biometrischer Faktor dienlich sein. Zur Ermittlung 
dieses biometrischen Faktors sollte zum Beispiel je-
weils der Barwertfaktor des aktuellen Rentnerjahr-
gangs mit dem Barwertfaktor des vorherigen Rentner-
jahrgangs verglichen werden. Die Abbildung des Fak-
tors ergibt sich dann aus dem kumulierten Unterschied 
zwischen Rentnern unterschiedlicher Geburtsjahrgän-
ge. Bei der Ausgestaltung eines derartigen Faktors ist 
zu prüfen, ob die Anpassungen lediglich Zugangsrent-
ner oder aber auch Bestandsrentner betreffen sollen. 
Im ersten Fall würde sich eine Vorgehensweise ähnlich 
der Rente mit 67 anbieten, die in Reaktion auf die in 
der Vergangenheit gestiegene Lebenserwartung die 
Regelaltersgrenzen erhöht. Im Fall der Gesetzlichen 
Rentenversicherung werden dabei die Lasten hälftig 
auf Rentner und Erwerbstätige aufgeteilt, da eben nur 
zwei der vier Jahre zusätzlicher Lebenserwartung an 
die Rentner weitergegeben werden. Somit wird die 
Belastungswirkung einer in der Vergangenheit liegen-
den Verlängerung der Rentenbezugsdauer erst an zu-
künftige Zugangsrentner weitergegeben.

Sinnvoller als ein Bezug auf die vergangene Zu-
nahme an Lebenserwartung wäre für Zugangsrentner 
allerdings der Rückgriff auf die eigene kohortenspe-
zifi sche Lebenserwartung. Ist die prognostizierte Le-
benserwartung eines Geburtsjahrgangs t höher als die 
des Vorjahres t-1, müssen die Rentenansprüche der 
Generation t über eine längere Rentenbezugsdauer 
verteilt werden. Die Renten dieses Jahrgangs fallen 
also geringer aus als die der Kohorte t-1. Ein solcher 
Generationenfaktor führt zu kohortenspezifi schen 

14 Diesem Effekt soll künftig auch durch die Verwendung so genann-
ter Generationensterbetafeln anstelle der bis dato eingesetzten Peri-
odensterbetafeln entgegengewirkt werden. Erstere berücksichtigen 
nicht nur die Sterblichkeitsverhältnisse gleichzeitig lebender Gene-
rationen (Querschnitt), sondern bilden den gesamten Sterblichkeits-
verlauf eines entsprechenden Geburtsjahrgangs von der Geburt bis 
zum Tod ab. Vgl. Statistisches Bundesamt: Modellrechnungen für die 
Geburtsjahrgänge 1871-2004, Wiesbaden 2006. Demnach wird der 
Anstieg der Lebenserwartung im Zeitablauf bereits berücksichtigt. 
Dennoch können Abweichungen bei der Rückstellungsberechnung 
auftreten. Dies gilt insbesondere dann, wenn sich die Verhältnisse 
im Rentnerbestand eines spezifi schen Unternehmens signifi kant von 
den allgemeinen Gegebenheiten unterscheiden – etwa aufgrund über-
durchschnittlicher Einkommen.
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Rentenniveaus.15 Problematisch ist hier allerdings, 
„dass eine Rückrechnung kohortenspezifi scher Le-
benserwartungen auf den Rentenbestand praktisch 
nicht möglich ist. Den Bestandsrentnern werden daher 
die Einkommensgewinne aus einer gestiegenen Le-
benserwartung belassen.“16

Der demografi sche Faktor der CDU/CSU/FDP-
Koalition aus dem Jahr 1998 hätte hingegen sowohl 
Zugangs- als auch Bestandsrentner getroffen, da 
er letztlich das Wachstum des Nettorentenniveaus 
nach Maßgabe der Zunahme in der Lebenserwar-
tung bremsen sollte. Bei steigender Lebenserwar-
tung nimmt dieser Faktor einen Wert kleiner eins an 
und reduziert damit den Anstieg der Rentenniveaus. 
Die Änderungen in der Lebenserwartung müssten 
bei einem solchen Faktor allerdings systematisch 
Berücksichtigung fi nden und nicht willkürlich von 
der Politik gewählt werden wie im Rentenreformge-
setz 1999.

Im Sinne einer generationenübergreifenden Re-
form der Betriebsrenten sollten Zugangs- und Be-
standsrentner an den Lasten der Alterung beteiligt 
werden, weshalb sich für die Anpassung eine Lösung 
ähnlich dem oben genannten biometrischen Faktor 
anbietet. Allerdings müsste dieser gezielt auf einem 
Vergleich der angenommenen und tatsächlichen 
Sterblichkeitsverhältnisse im Rahmen der Rückstel-
lungsbildung einer spezifi schen Versorgungsordnung 
aufsetzen. Steigt die Lebenserwartung stärker als 
ursprünglich kalkuliert, so muss die Anpassung der 
Renten entsprechend modifi ziert werden. Auch in 
diesem Fall ergäbe sich ein Korrekturfaktor mit einem 
Wert kleiner als eins, der die jährliche Rentenanpas-
sung bremsen würde.

Analog zur Gesetzlichen Rentenversicherung 
könnte dabei eine Niveausicherungsklausel gewähr-
leisten, dass es nicht zu nominalen Rentenkürzungen 
kommt, sondern lediglich das Rentenwachstum ge-
dämpft wird. Insgesamt wäre damit gesichert, dass 
sowohl Zugangs- als auch Bestandsrentner an den 
Kosten des verlängerten Rentenbezugs beteiligt wür-
den.

Fazit und Ausblick

Der demografi sche Alterungsprozess der deut-
schen Bevölkerung stellt eine Herausforderung für 

15 Diese Vorgehensweise entspricht im Kern einem Notional-Defi ned-
Contribution-System (NDC-System).

16 Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung: Chancen auf einen höheren Wachstumspfad, Jahresgut-
achten 2000/2001, Wiesbaden 2000, S. 235.

die Finanzierung von Rentensystemen dar. In fast al-
len Teilbereichen der Alterssicherung ist in den ver-
gangenen Jahren bereits politisch gegengesteuert 
worden. Kern element der Reformen ist dabei zumeist 
die Berücksichtigung soziodemografi scher Verände-
rungen bei der Bestimmung der Rentenleistungen ei-
nerseits und der Beitragszahlungen andererseits. Da-
mit können die fi nanziellen Belastungen der Alterung 
nicht verhindert, wohl aber ökonomisch und genera-
tionengerecht verteilt werden. Im Ergebnis führt dies 
– wie etwa beim Nachhaltigkeitsfaktor im Rahmen 
der gesetzlichen Rentenversicherung – sowohl zu ei-
ner Dämpfung der Renten- als auch der Beitragssatz-
steigerungen.

Eine Ausnahme in Bezug auf „demografi ebedingte“ 
Reformen von Rentensystemen stellen aber innenfi -
nanzierte Leistungszusagen auf Unternehmensebene 
dar. In diesem Bereich hat bislang keine Anpassung 
stattgefunden, so dass die Lasten der Alterung hier 
vollständig vom Unternehmen und damit letztlich von 
der aktiven Belegschaft erwirtschaftet werden müs-
sen. Im Sinne einer generationengerechten Reform 
ist aber eine Partizipation der Bestandsrentner an 
den Lasten sinnvoll. Dies gilt insbesondere, da sich 
empirisch ein signifi kanter Zusammenhang zwischen 
Einkommen und (Rest-)Lebenserwartung nachweisen 
lässt. Menschen aus oberen Einkommensgruppen 
profi tieren demnach mehr von einer deutlich längeren 
Rentenbezugsphase als die durchschnittliche Bevöl-
kerung. Da aber innenfi nanzierte Leistungszusagen 
vielfach eben diesen einkommensstarken Gruppen 
zugute kommen, ist hier eine Anpassung an die „neu-
en demografi schen Rahmenbedingungen“ zwingend 
geboten.

Bei der Abwägung der dreijährigen Anpassung für 
Altzusagen sollte ein biometrischen Faktor einbezo-
gen werden. Dieser könnte z.B. die Rentenansprü-
che gemäß der steigenden Lebenserwartung auf die 
verlängerte Rentenbezugsphase verteilen. Analog zur 
Gesetzlichen Rentenversicherung sollte dabei eine 
Verrechnung mit künftigen Rentensteigerungen ange-
strebt werden. Ein adäquater biometrischer Korrektur-
faktor für die demografi sche Entwicklung würde die 
fi nanzielle Stabilität vieler Versorgungswerke sichern, 
ohne dabei den gebotenen Schutz der erworbenen 
Ansprüche der Bestandsrentner zu verletzen. Letzt-
lich fordert es die ökonomische Rationalität, auch im 
Rahmen der betrieblichen Altersversorgung alle Gene-
rationen gleichermaßen an den Lasten der Alterung zu 
beteiligen.


